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Liebe Kollegin, lieber Kollege,
am 28.November sind Sie aufgerufen, Ihre Personalvertre-
tung zu wählen. Dies geschieht auf zwei Ebenen: Einerseits 
können Sie den Dienststellenausschuss (DA) wählen, also 
jene Personalvertreterinnen und -vertreter, die Ihnen in Ihrem 
Bezirk zur Verfügung stehen. Andererseits steht auch die lan-
desweite Personalvertretung, der Zentralausschuss (ZA) zur 
Wahl. Mit Ihrer Stimme entscheiden Sie, wer Sie auf Bezirkse-
bene und auf Landesebene für die nächsten Jahre vertreten 
soll. 
Grundlage für Ihre Entscheidung könnte sein, ob Sie das Ge-
fühl gewonnen haben, dass etwa die derzeitige Mehrheit im 
Zentralausschuss auch dazu beigetragen hat, unangenehme 
Dinge von Ihnen fern zu halten. Ehrlich gesagt, mir ist es zu 
wenig, wenn nur herum gejammert wird und unrealistische 
Forderungen, die nur dazu dienen zu emotionalisieren, auf-
gestellt werden. Da fehlt mir die Lösungsorientierung. Bei 
schwerwiegenden Belastungen für die LehrerInnen, wie 
Deutschförderklassen, Pädagogikpaket, Kompetenzraster, … 
schweigt die konservative Mehrheit des ZA überhaupt.
Eine Personalvertretung hat darauf zu achten, dass Nachteile 
von MitarbeiterInnen fern gehalten werden. Insofern liegt es 
in der Natur der Personalvertretung, Dienstgeber und Ministe-
rium zu kritisieren. Verdächtig wird es allerdings dann, wenn 
diese Kritik zu einseitig wird, wenn hinter der Kritik nicht die 
Sorge um die MitarbeiterInnen steht, sondern der Auftrag aus 
dem Parteisekretariat. Evident wird dies etwa in fraktionell 
gefärbten und als ZA-Aussendung getarnten Pressemittei-
lungen, in denen Ministerinnen der vergangenen Jahre und 
die Reformen, die sie in den jeweiligen Koalitionsregierungen 
beschlossen haben, aufgezählt werden. Heinz Faßmann, der 
die Folgen seiner Bildungspolitik nun nicht mehr verantwor-
ten wird müssen, fehlt. Auf einem Auge blind zu sein, steht 
einer Personalvertretung nicht gut.

Eine Wahlempfehlung? Es ist Ihre Entscheidung, es ist Ihre 
Wahl. Aber um eines bitte ich Sie: Gehen Sie zur Wahl – das 
stärkt uns alle!

Parallel zum ersten Paket der 
Schulraumsanierung läuft das 
Schulraumsanierungspaket II 
(„SuSa 2“) an. 

Wienweit sollen in den nächsten 
Jahren wieder einige hundert Mil-
lionen Euro in die Sanierung von 
(Pflicht-) Schulen fließen. Im Fokus 
werden dabei Schulen liegen, die 
eine umfassendere Sanierung be-
nötigen. Das im Jahr 2007 gestar-
tete SuSa 1 Projekt soll 2022 abge-
schlossen sein.

Bei der diesjährigen Personalver-
tretungswahl wird es keine ei-
gene Gewerkschaftswahl geben. 
Die zuständige Bundesleitung hat 
keine eigenen GBBA-Wahlen be-
schlossen. Von der Mehrheitsfrak-
tion (konservative Gewerkschafter) 
ging dazu leider keine Initiative 
aus. Nun soll das Ergebnis der Per-
sonalvertretungswahl einfach auf 
die Gewerkschaft umgelegt wer-
den. 
Dieses Vorgehen ist gegenüber den 
Gewerkschaftsmitgliedern nicht 
fair. Dies ist nur ein Beispiel dafür, 
welch Demokratieverständnis die 
konservativen Gewerkschafter ha-
ben. Wird Zeit, dass der schwarzen 
Betonfraktion ein frischer Wind 
entgegen weht.

like

don´t like Ich bin 
Lehrer von Beruf

Ende November können wir unsere 
neue Personalvertretung wählen. Im Be-
zirkswahllokal geben wir eine Stimme 
für den Dienststellenausschuss (DA) ab, 
eine weitere für die Wien weit agierende 
Personalvertretung in Form des Zent-
ralausschusses (ZA). Während es bei 
früheren Wahlen um die Personalvertre-
tung allein ging, haben diesmal bereits 
im September machtpolitische Spiel-
chen der schwarzen Mehrheitsfraktion 
begonnen.  Da schickt eine Lehrerin 
Volksschulkinder durch die Klassen, um 
für die ÖAAB-Personalvertreter Unter-
stützungsunterschriften zu sammeln. 
Dort entscheidet der zentrale Wahlaus-
schuss unter schwarzer Vorsitzführung  
in Wien die Wahllokale nur an einem 
Tag zu öffnen, obwohl die GÖD die 
PV-Wahlen für zwei Tage ausgeschrie-
ben hat und alle anderen Lehrer/innen 
und Berufsgruppen im öffentlichen 
Dienst in ganz Österreich zwei Tage 
wählen dürfen. Gegen diese Einschrän-
kung des persönlichen Wahlrechts hat 
der derzeitige Zentralausschuss nichts 
unternommen, obwohl er laut § 2 Perso-
nalvertretungsgesetz dazu verpflichtet 
gewesen wäre. Die ÖAAB-Personalver-
treter scheinen von der eigenen Leis-
tung selbst wenig überzeugt zu sein, 
denn sie unterstützen die Kandidatur 
einer kleinen Gruppe aus Sonderpäda-
gogen, obwohl zwei schwarze ZA-Mit-

glieder gerade aus diesem Bereich 
kommen. Diese neue Gruppe hat es bei 
demokratischen Vorwahlen in ihrer bis-
herigen Wählergruppe nicht geschafft, 
das Vertrauen für eine Spitzenkandi-
datur zu erringen. Nun lässt man sich 
politisch und infrastrukturell von den 
Schwarzen unterstützen, um „alterna-
tiv“ glänzen zu können. 
Warum nun dieses ganze Theater, das 
mir als Lehrer auf die Nerven geht und 
rechtlich angezweifelt werden kann? Es 
gilt für die schwarzen Personalvertreter 
mit allen Mitteln Karin Medits-Steiner 
als Vorsitzende des Wiener Zentral-
ausschusses zu verhindern. Sie ist ehr-
lich, kompetent und hat Bodenhaftung. 
Sie ist eine von uns, unterrichtet sie 
doch noch immer an einer öffentlichen 
Pflichtschule in Ottakring. Sie kennt die 
Probleme im Schulalltag und weiß, wo 
ohne Rücksichtnahme auf politische 
Farbenspielereien im Ministerium und 
Rathaus anzupacken ist. Ihre schwar-
zen Mitbewerber führen seit zehn Jah-
ren einen parteipolitischen Kleinkrieg 
mit dem roten Rathaus, ohne nur ein 
einziges Problem dadurch gelöst zu 
haben. Im Gegenteil: Unsere Arbeitsbe-
dingungen haben sich von Jahr zu Jahr 
verschlechtert.  Karin hingegen ergreift 
allein für Kolleginnen und Kollegen Par-
tei. Sie kritisiert dort, wo unsere Arbeits-
bedingungen verschlechtert werden, 

egal ob im Klassenzimmer oder in der 
Kanzlei.
Als Gewerkschafter habe ich die Kritik 
am neuen Dienstrecht und Autono-
miepaket aus dem roten Ministerium 
mitgestaltet, wo aufgrund von Mängeln 
Nachteile für Lehrer/innen zu befürch-
ten waren. Warum die ehemals schwar-
zen Kritiker bei der belastenden Testitis 
und Bürokratie durch das Pädagogikpa-
ket aus einem schwarzen Ministerium 
nun einem Schweigeorden beigetreten 
sind, entzieht sich meiner Kenntnis.
Karin ist die einzige Alternative zu Po-
litfunktionären. Nur, wer das Personal 
und dessen Alltag kennt, kann es auch 
effizient vertreten. 
Ich werde Karin wählen und damit per-
sönliche Beratung und Rechtssicherheit 
für jede und jeden von uns. Es ist auch 
im Wiener Zentralausschuss Zeit neue 
Wege zu gehen. Es ist Zeit für das Team 
Karin Medits-Steiner.

Jammern oder Lösung?
Ihre Wahl!

ICH WÄHLE KARIN

MMag. Dr. Thomas Bulant
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... administrative Unterstützung 
in der Pflichtschule... 
UNBEDINGT NOTWENDIG!
Seit Beginn des heurigen Schuljahres errei-
chen mich zahlreiche Anrufe von Schulleite-
rinnen und Schulleitern, die über die Flut von 
administrativen Arbeiten klagen, die Ihnen 
die Möglichkeit für pädagogisches Arbeiten 
rauben. 

Klassenlisten, Abrechnungen, Elterngesprä-
che, Telefonanrufe, außerschulische Institu-
tionen,.. ständig ist was los in der Kanzlei, 
ständig wird nach der/dem Leiter/in gerufen.
Weil sich das Aufgabengebiet um immer 
mehr zusätzliche Arbeiten erweitert, reicht 
die Zeit für - neben der Administration - min-
destens ebenso wichtige Aufgaben wie die 
der Schulentwicklung, der pädagogischen 
Begleitung der KollegInnen am Standort, El-
ternarbeit,.. oft nicht aus.

Lehrerinnen und Lehrer aus den Volksschu-
len beklagen den Mehraufwand, der durch 
das Pädagogik-Paket entsteht. Dazu zählt 
die Verpflichtung Eltern auf deren Wunsch 
auch ein Ziffernzeugnis auszustellen, ob-
wohl man sich im Klassenforum für alternati-
ve Leistungsbeurteilung ausgesprochen hat. 
Hat man sich im Klassenforum für Ziffernbe-
notung entschieden, muss man eine schrift-
liche Erläuterung hinzufügen. 
Mehraufwand auf der ganzen Linie!

Leiterinnen und Leiter beklagen die Kurz-
fristigkeit, mit der zunehmend die Erledi-
gung von administrativen Abrechnungen, 
Ausfüllen von Listen mittels Hand-outs 
bzw. Anordnungen per Mails verlangt wird. 
Oft geschieht dies in Zeiten, die eigentlich 
schon von Haus aus für dem Schuljahres-
ablauf entsprechende fixe Aufgaben im Ar-
beitsalltag vorgesehen sind. 

Seit Jahren fordern wir administrative Un-
terstützung für unsere Schulen, denn viele 
Tätigkeiten müssen an eine/n „Sekretär/in“ 
ausgelagert werden, weil sich das Aufgaben-
gebiet um immer mehr zusätzliche Arbeiten 
erweitert. Diese administrative Unterstüt-
zung in den Kanzleien führt auch zu einer 
Arbeitserleichterung für die Lehrerinnen 
und Lehrer und ist für eine moderne, pro-
fessionelle Schule unbedingt erforderlich.

... ein eigener DA für alle Schul-
leiterinnen und Schulleiter ...
Ich werde auch diese Forderung immer 
wieder und wieder stellen, denn Di-
rektorinnen und Direktoren sind laut 
Dienstrecht LehrerInnen in besonde-
rer Verwendung, in der Realität sind 
Leiterinnen und Leiter LehrerInnen 
mit besonderer Verantwortung. Of-
fensichtlich gibt es auch Auskünfte, 
dass mit einem eigenen DA viele 
andere Aufgaben auch mit über-
nommen werden müssen, wie bei-
spielsweise LehrerInnen zu ent-
lassen. Das sind wie auch vieles 
andere eindeutig Fehlinformatio-
nen.

Bei unserer Befragung im heuri-
gen Frühjahr haben die Schul-
leiterInnen in Wien mit großer 
Mehrheit einen eigenen DA 
gefordert, weil die dort gefass-
ten Beschlüsse und Anliegen 
behandelt werden MÜSSEN. 
Sorgen wir dafür, dass den 
Stillstandsbewahrern ein fri-
scher Wind entgegen bläst. 
Sorgen wir für Verände-
rung!

Karin Medits-Steiner

Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Leiterinnen und Leiter!



wahl 2019

                                     Oktober 2019

4

In der Vergangenheit ist es Ka-
rin Medits-Steiner mehrfach 
gelungen, Verbesserungen im 
Arbeitsalltag durch intensive 
Gespräche mit den verantwortli-
chen Behörden zu erzielen:

 9 Kürzere Wartezeiten auf unbefristete 
Verträge für Sondervertragslehrer/in-
nen!

 9 Durchführungsbestimmungen bezüg-
lich Induktionsphase und Mentoring 
sind im Sinne der Kolleginnen und Kol-
legen zu erlassen!

 9 Im Sinne von Rechtssicherheit und Ori-
entierung an den Schulen ist eine Kon-
ferenz mit Schulleiter/innen durch die 
Bildungsdirektion baldigst abzuhalten!

 9 In Arbeit: Babykarenz darf nicht zur Be-
nachteiligung bei befristeten Verträgen 
führen!

 9 In Arbeit: Wiener Joboffensive für Ar-
beitslose über 50 für administrative Un-
terstützung der Schulen öffnen! 

Ihr Arbeitsprogramm für die ers-
ten 100 Tage nach einer erfolg-
reichen Wahl zur Vorsitzenden 
des Zentralausschusses:
 ! Belastungsbremse für administrative 

Tätigkeiten im Schulalltag mit Hilfe des 
Personalvertretungsgesetzes!

 ! Einrichtung einer Koordinationsstelle 
für die unterschiedlichen Abteilungen 
der Bildungsdirektion, um belastende 
Auftragswellen für die Schulen zu ver-
hindern!

 ! Rechtssicherheit bei gesetzlichen 
Veränderungen und Ressourcenbe-
wirtschaftung! 

 ! Erarbeitung eines Modells zur 
schulautonomen Einrichtung von 
Supportsystemen!

 ! Transparenz bei Bestellung von 
Schulleitungen!

 ! Initiative zur Freifahrt für Bildung 
auf den öffentlichen Linien!

 ! Ausgabe von in der EU aner-
kannten Lehrer/innen-Auswei-
sen, um Vergünstigungen zum 
Beispiel bei Museumsbesu-
chen in Anspruch nehmen zu 
können!

 ! Eigene Personalvertretungen 
für Polytechnische Schulen 
und Schulleiter/innen!

 ! Initiative für ein Options-
recht BVA oder Gebiets-
krankenkasse!

 ! Anträge an das Bildungs-
ministerium für mehr 
Schulautonomie in 
Fragen der Leistungs-
beurteilung, Mittei-
lungspflichten und 
Sprachförderung!

Thomas Bulant

Durch uns gut vertreten!
10 Maßnahmen für die ersten 100 Tage
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Elisabeth Tuma

Elisabeth Tuma fragt ihre Kolleg/innen
1ner zählt 2? Die Mehrfachzählung bei Integrationskindern 

ist gefallen

Bobby Lichtenstern, Sonder-
schullehrer in einer I-Klasse:
Ich weiß nicht, warum oft ausgerechnet 
Dinge, die sich bewährt haben, als erste 
in Frage gestellt werden. SchülerInnen-
zahlen in I-Klassen? Wer bezweifelte 
die pädagogische Sinnhaftigkeit der 
bisher geltenden und jetzt aus dem Ge-
setz  verschwundenen Regelung? Ich 
hoffe, dass die Behörde bald eine ein-
heitliche Entscheidung zu diesem The-
ma  finden wird. Die Schulautonomie 
als eine Form der Mängelverwaltung 
zu missbrauchen, darf sich nicht auch 
noch in solch grundlegenden Fragen 
durchsetzen. Jene, die für organisatori-
sche Belange der Schulqualität zustän-
dig sind und diese auch im Amtstitel 
führen, sollten Verantwortung überneh-
men und sich im Sinne der Pädagogik 
für eine generelle Lösung einsetzen.

Thomas Wagner, Sonder-
schullehrer in einer I-Klasse:
Inklusion bzw. inklusive Pädagogik 
setzt  besondere Rahmenbedingungen 
voraus: Sonderpädagogischer Förder-
bedarf bedeutet für die Schülerinnen 
und Schüler, dass sie einen „beson-
deren Bedarf“ an Ressourcen haben, 
die es ihnen ermöglichen, ihr Poten-
tial auszuschöpfen. So vielfältig sich 
körperliche, geistige oder psychische 
Funktionsbeeinträchtigungen bzw. Be-
einträchtigung der Sinnesfunktionen 
zeigen können, so ist ihnen stets der 
Schnittpunkt aus entsprechender Di-
daktik und einem möglichst kleinem, 
überschaubaren Umfeld gemein. In des-
sen Zentrum steht die Kleingruppe. Die 
Beschränkung der Klassenschülerzahl 
in Integrationsklassen ermöglicht es 
Kindern mit besonderen Bedürfnissen, 
sich in ihrer Umgebung zurechtzufin-
den und den betreuenden Lehrkräften 
die entsprechenden Rahmenbedingun-
gen dafür zu schaffen. Es kann nicht 
angehen, dass wissenschaftlich und 
didaktisch fundierte Erkenntnisse der 
Sonderpädagogik auf den Altären der 
Wirtschaftlichkeit und Politik geopfert 
werden.

Mag. Hedi Vormittag, Sonderschullehrerin in 
einer I-Klasse:
Weniger Lehrpersonen in Integrationsklassen und ein Anheben der 
SchülerInnenzahl führt zu Chaos in den Klassen und wird dem Bil-
dungsanspruch nicht gerecht. Hohe SchülerInnenzahlen bedeuten 
für die Einzelnen ein höheres Maß an Reizen, an Stress, an oftmals 
unfreiwilliger Interaktion. Stellen Sie sich ein autistisches Kind vor, 
dass bei Überreizung ein Fehlverhalten – etwa hilflose, nicht en-
den wollende Weinkrämpfe oder Schreikrämpfe – aufweist. Wie 
soll es einer einzelnen Lehrperson in der Klasse möglich sein, 
das tobende Kind zu beruhigen und gleichzeitig  zu unterrichten? 
Das Anliegen einer Bildungseinrichtung sollte darauf ausgerich-
tet sein, allen Kindern die Voraussetzungen für  eine erfolgreiche 
Ausbildung zu schaffen und Lehrpersonen nicht vor unlösbare 
Aufgaben zu stellen.

Andrea Hofferer-Rahman, ASO-Leiterin:
… interessant, was man, im Rahmen der Schulautonomie, ver-
sucht als pädagogisch wertvoll darzustellen: Die Klassenschüle-
rInnenhöchstzahl ist auf Grund des Bildungsreformgesetzes ge-
fallen – heißt: Die Leitung legt die Gruppengrößen autonom fest. 
Höchst spannend für Integrationsklassen – mehr ist mehr??? 
Hat man (oder eigentlich das Kind) Glück, geht die Leitung acht-
sam bei der Zusammensetzung der Gruppen um, dann darf auf 
eine sinnvoll geplante Integrationsklasse gehofft werden  - be-
rufen kann man sich aber auf keine verbindliche Vereinbarung. 
Plant die Leitung nach anderen, als sonderpädagogisch sinn-
vollen Kriterien–> Alles ist möglich! - Sind doch zwei Pädago-
gInnen am Werk mit xy Kindern mit xy Bedürfnissen - mehr ist 
mehr???

Dr. Rupert Corazza, Fachbereich für Inklusi-
on, Diversität und Sonderpädagogik, BDfW:
Es gibt viele Varianten an inklusiver Beschulung von Kindern 
mit Förderbedarf. Die Variante „Integrationsklasse“ verspricht 
auch unter dem Aspekt der Gesamtmenge den größten Erfolg. 
Natürlich, auch in Integrationsklassen gibt es Grenzen, sonst 
hätten wir neben dieser Variante nicht auch ein gut ausge-
bautes Netz an Kleinklassen im inklusionspädagogischen Raum, 
angefangen von der Förderklasse, der Heilstättenklasse, der Klein-
klasse, der Perspektivklasse, bis zur Abschlussklasse Mittelschule. 
Die Integrationsklasse ist so erfolgreich, weil sie stabile Rahmenbe-
dingungen aufweist: geringere Schülerzahl, in überwiegendem Aus-
maß Doppelbesetzung (Umfang: eine ganze Lehrverpflichtung)..., 
zentrale Steuerung der Integrationsplätze durch den Pädagogischen 
Dienst, zahlreiche RegelschülerInnen, räumliche Flexibilität. Die 
Doppelzählung ist gesetzlich gefallen, aber die Gesamtschülerzahl 
muss weiterhin begrenzt bleiben. Persönlich finde ich, eine Integrati-
onsklasse benötigt mindestens 15 (max. 18) RegelschülerInnen und je 
nach Behinderungsgrad bzw. –art vier bis sieben Integrationskinder. 
Also eine Gesamtschülerzahl zwischen 20 und 22.

Elisabeth Tuma, Vorsitzende des DA17:
Wir brauchen eine Lösung, die hält und Sicherheit 
gibt. Eine Wiener Schulklasse mit allen Diversitäten 
kann bei voll ausgeschöpfter Schülerzahl nicht auch 
noch den I-Kindern mit ihren noch spezielleren Be-
dürfnissen gerecht werden. Die immer lauter werden-
de Forderung nach einer bindenden Höchstzahl muss 
Klarheit schaffen! LehrerInnen dürfen nicht einer Un-
gewissheit ausgesetzt sein, und für ganz Wien müs-
sen die gleichen Spielregeln gelten!
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In unserem Beruf sind sehr viel junge Lehrerinnen 
und Lehrer beschäftigt, die ein befristetes Dienst-
verhältnis haben. 
Grundsätzlich gilt während der Mutter- oder Väter-
karenz ein Kündigungsverbot. Allerdings zählt das 
Auslaufen eines befristeten Vertrags nicht als Kün-
digung.
Als FSG-ZV-PersonalvertreterInnen und Gewerk-
schafterInnen ist es uns daher besonders wichtig, 
dass Babykarenz nicht zur Benachteiligung bei be-
fristeten Verträgen führen darf.

Wir fordern daher Verbesserungen für schwangere 
Kolleginnen, junge Mütter und Väter in Bezug auf 

• Auslaufen des Vertrages
• Umstellung von befristeten auf un-

befristeten Vertrag
• Anrechnung der Karenz zur Um-

stellung auf unbefristeten Vertrag

Sonja Kamleitner

Verbesserungen gefordert
Kinder dürfen kein Nachteil sein

In Art. 18 Abs. 1 BVG heißt es: „Die gesamte staatli-
che Verwaltung darf nur aufgrund der Gesetze aus-
geübt werden.“ Dieses „rechtsstaatliche Prinzip“ 
ist eines der Fundamente unseres Staates. Dieser 
eine Satz ist auch das Fundament für unser Han-
deln in der Schule. Gesetze schaffen Sicherheit und 
Transparenz. Sie machen das Handeln der Verwal-
tung und damit von uns Lehrern vorhersehbar. Da-
mit schaffen sie für alle Beteiligten einen Rahmen, 
in dem sie sich bewegen können.
Klingt alles sehr einfach. Aber in meinen Rechts-
sicherheitstrainings an verschiedenen Schulen 
in den letzten drei Jahren habe ich gemerkt, wie 
schwierig es sein kann, diese Einsicht zu vermit-
teln. Nicht deswegen, weil Lehrer die „Segnun-
gen“ durch Gesetze, Verordnungen und Erlässe 
nicht anerkennen wollen, sondern weil gelebte 
Praxis und geltende Vorschriften oft schwer un-
ter den rechtsstaatlichen Hut zu bringen sind.
Juristen gehen bei der Anwendung von Gesetzen 
oft von Idealbedingungen aus. Nur herrschen 
oft in der Schulpraxis keine Idealbedingungen. 
Beispiel gefällig? Nehmen wir die Aufsichts-
pflicht. § 51 Abs. 3 SchUG: Der Lehrer hat nach 
der jeweiligen Diensteinteilung die Schüler in 
der Schule auch 15 Minuten vor Beginn des Un-
terrichtes……und unmittelbar nach Beendigung 
des Unterrichtes beim Verlassen der Schule 
…….zu beaufsichtigen, soweit dies nach dem 
Alter und der geistigen Reife der Schüler er-
forderlich ist.
Würde heißen, nach Beendigung des Unter-
richts endet unsere Aufsichtspflicht, sogar 
unser Aufsichtsrecht. Immer wieder kam 
dann besonders in Volksschulen die Fra-
ge: „Aber wenn das Kind alleine vor der 
Schule steht und es niemand abholt?“ Ge-

setzlich eindeutig. In der täglichen Anwendung 
schwierig. 
Mir würden viele solcher Beispiele einfallen. 
Und genau hier schaffen Rechtssicherheitstrai-
nings eine gewisse Sicherheit für die KollegIn-

nen. Die Kenntnis von Gesetzen und Vorschriften 
schafft auch ein Bewusstsein dafür, wieweit ich 
mich als Lehrer vorwagen kann, wo meine Verant-
wortung beginnt und wo sie endet. Wie ich gesetz-
liche Vorgaben für meine Tätigkeit ausreizen kann, 
um Schule für Schüler und Lehrer lebenswert zu 
machen.
Das versuche ich KollegInnen auch immer zu ver-
mitteln. Verordnungen und Erlässe schränken uns 
nicht ein, sondern sie bieten uns auch die Möglich-
keit, Freiräume zu schaffen und Rechtssicherheit 
trägt dazu bei, dass unsere Tätigkeit sicherer und 
entspannter wird im Umgang mit Vorgesetzten, 
KollegInnen und Eltern.
In den letzten Jahren durfte ich Gast an vielen 
Schulen sein, in verschiedensten Bezirken Wiens. 
Ich habe dabei nicht nur mein Wissen vermittelt, 
sondern auch immer wieder viel Neues und Inter-
essantes gehört, das mich zum Nachdenken ange-
regt hat und auch meinen Zugang zum Schulrecht 
verändert und erweitert hat.
Ich hoffe, dass das Interesse an Rechtssicher-
heitstrainings in den einzelnen Schulen weiterhin 
so hoch bleibt und ich damit meine Begeisterung 

für das Schulrecht weiterhin an KollegInnen 
weitergeben kann.

Roland Csar

Rechtssicherheit
Information bieten - Sicherheit geben
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Der diesjährige Schulbeginn hatte es in sich. 
Viele KollegInnen mit vielen Jahren Erfahrung in 
der Kanzlei bestätigten mir, dass es uns dieses 
Jahr ganz besonders erwischt hat. Man kann sich 
jetzt stundenlang in Tiraden darüber ergießen, 
wer Schuld an dem Durcheinander hat. Ist es der 
Bund, der vorgegeben hat, dass die Strukturen 
geändert werden müssen? Ist es das Land, das 
diese Vorgaben des Bundes umsetzen muss? 
Manch einer hat auch schnell Antworten parat, 
die oftmals von der Colour abhängen. Wie die 
Kinder nach einem Streit in der Sandkiste sitzen 
diese Menschen dann da und zeigen gegenseitig 
mit dem Finger aufeinander. Aus der Sandkiste 
wurde halt ein soziales Medium. Dieses Verhal-
ten ist nicht nur unreif, es löst auch die Problem-
lage nicht. Sinnvoller ist es, die Energie darauf 
zu verwenden, zu überlegen, wie Strukturen ge-
staltet werden müssen, damit ein gutes Arbeiten 
möglich ist.
Die Tätigkeit von Schulleiterinnen und Schullei-
tern hat sich in den letzten Jahren stark gewan-
delt. Immer größer werdende Einheiten, immer 
komplexer werdende Aufgaben und immer for-
dernder werdende Kinder und Eltern erfordern 
eine neue Herangehensweise. Dienstrechtlich 

werden wir noch lange „LehrerInnen in be-
sonderer Verwendung“ bleiben. Die Mühlen 
des Bundes, der für das Dienstrecht verant-
wortlich ist, mahlen langsam. Das ist auch gut 
so, denn Hauruck und zack zack zack bringen 
in der Bildungspolitik nicht viel.
Eine Struktur, die man aber ganz einfach an die 
neuen Herausforderungen anpassen könnte, 
ist die Schaffung eines eigenen Dienststellen-
ausschusses (DA) für SchulleiterInnen. Die aus 

SchulleiterInnen der einzelnen Bezirke zusam-
mengesetzte LeiterInnen-ZAG leistet für Direkto-
rinnen und Direktoren wertvolle Dienste, und an 
dieser Stelle muss auch einmal allen KollegInnen 
gedankt werden, die sich dort ehrenamtlich ein-
bringen. Aber die LeiterInnen-ZAG hat eine gro-
ße Schwachstelle. Da es für sie keine rechtliche 
Verankerung gibt, ist sie auf den Goodwill der 
einzelnen GesprächspartnerInnen angewiesen. 
Naja, und wenn ich jetzt wieder an diesen Schul-
beginn zurück denke… Ich möchte, in Zeiten wie 
diesen nicht vom Goodwill des Dienstgebers ab-
hängig sein.
Eine zukunftsorientierte Lösung ist eine LeiterIn-
nen-ZAG, die durch ihre Verankerung in den Be-
zirken sehr breitenwirksam aktiv sein kann, wie 
auch bisher, und ein eigener Dienststellenaus-
schuss für SchulleiterInnen, der gegenüber dem 
Dienstgeber selbstbewusst und mit rechtlicher 
Grundlage auftreten kann und dort „Stopp“ sagt, 
wo es schon lange notwendig wäre.
Die Umstrukturierung der Dienststellenaus-
schüsse vor der bevorstehenden Wahl wurde, 
trotzdem sich zahlreiche Direktorinnen und 
Direktoren dafür eingesetzt haben, vom zu-
ständigen Zentralausschuss nicht genutzt. Mit 
anderen Verantwortlichen ist ein DirektorIn-
nen-DA aber möglich. Entscheiden Sie bei der 
PV-Wahl, welchen Weg wir gehen wollen!

Horst-E. Pintarich

Aus der Kanzlei
Es braucht einen frischen Wind!

So wie viele meiner Kolleginnen und 
Kollegen bin auch ich durch Zufall 
an einer Polytechnischen Schule 
gelandet und habe dadurch den 
Schultyp erst kennen und schätzen 
gelernt. Die PTS kämpft wohl, seit-
dem sie vor über 50 Jahren einge-
führt wurde, ständig um ihren Ruf 
und ich hinterfrage immer wieder, 
warum dies eigentlich so sein 
muss. Häufig wird die PTS im 
österreichischen Schulsystem 
übersehen, für unwichtig erach-
tet oder sogar auf sie verges-
sen, obwohl an diesem Schul-
typ wertvolle Arbeit  geleistet 
wird. Die PTS als Schnittstelle 
zwischen Schule und Beruf 
hat naturgemäß spezifische 
Aufgaben und Bedürfnisse, 
vor allem in einer Großstadt 
wie Wien. Jeder, der sich 
auch nur ein bisschen auf 
diesen Schultyp einlässt, 
erkennt die Bedeutung der 
PTS für die Jugendlichen 
auf dem Weg ihrer Berufs-
wahlentscheidung und in 
der Vorbereitung auf das 
Berufsleben.

Meine jahrelange Arbeit als Personalvertreterin 
hat mir gezeigt, dass die Lehrerinnen und Leh-
rer sowie die Schulleiterinnen und Schulleiter der 
PTS-Standorte Wiens sich jedes Jahr aufs Neue 
engagiert den Herausforderungen stellen. Dabei 
unterstützend wirken auch die Zusammenarbeit 
und der Austausch der Kolleginnen und Kollegen 
aller Polytechnischen Schulen Wiens. Wir sind 
nicht viele – aber wir kennen einander. Durch die 
Initiative einzelner Leiterinnen und Leiter, Kollegin-
nen und Kollegen, der zuständigen Schulaufsicht 
und dem, vor vielen Jahren eingerichteten, eigenen 
Dienststellenausschuss gab es stets die Möglich-
keit einer wienweiten Vernetzung, die ich als etwas 
Besonderes erlebt habe. Doch durch die Umstel-
lungen in der Bildungsdirektion und der vom ZA 
durchgesetzten neuen DA-Struktur in Wien sehe 
ich all diese wertvollen Vernetzungsmöglichkei-
ten über die nächsten Jahre gefährdet und es gilt 
zu befürchten, dass diese „Plattformen“ still und 
heimlich verschwinden werden.
Der DA für die PTS wurde bereits mit dem Argu-
ment, die PTS-Lehrer/innen wären zahlenmäßig 
eine zu kleine Gruppe, zerschlagen. Genau dieses 
Argument lässt befürchten, dass die Anliegen ein-
zelner Polytechnischer Schulen in den neuen re-
gionalen Dienststellenausschüssen bzw. in den 
neuen zuständigen Dienststellen wenig bis kein 
Gehör finden werden und der so wichtige schular-
tenspezifische Austausch verloren geht. Das muss 
verhindert werden - dafür stehen wir!

Cornelia Rebec

Polytechnische Schule
Wir fordern eine eigene Vertretung
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